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Potsdam, den

AUFFORDERUNG ZUR ABGABE EINES ANGEBOTS
(Zum Verbleib beim Bieter bestimmt! Nicht mit dem Angebot zurücksenden!)

Betrifft:

Bezug:

Sehr geehrte Damen und Herren!

die oben genannte Stelle beabsichtigt, die in der anliegenden Beschreibung bezeichneten Leistungen auf 
der Grundlage der VgV 

im offenen Verfahren
im nicht offenen Verfahren
im Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb
im Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb
im wettbewerblichen Dialog
im Rahmen einer Innovationspartnerschaft

zu vergeben. Sie werden um die Abgabe eines Angebotes gebeten.

Es gelten die beigefügten Bewerbungs-, Vergabe- und Vertragsbedingungen. Die Verdingungs-
ordnung für Leistungen VOL/B sowie die beigefügten Ergänzenden Vergabebedingungen und 
Zusätzlichen Vertragsbedingungen des Landes Brandenburg werden Vertragsbestandteil.

Ende der Angebotsfrist – 1 .00 Uhr

Ende der Bindefrist

Erfüllungsort 

Kommunikation erfolgt elektronisch über die Vergabeplattform

Angaben zur Teilung in Lose nein
ja, Angebote sind möglich für

alle Lose (alle Lose müssen angeboten werden)
mehrere Lose
nur ein Los

Angaben zu Nebenangeboten sind nicht zugelassen
(Nummer 4 der Bewerbungsbedingungen EU gilt nicht)
sind zugelassen 
sind vorgeschrieben

Leibniz Institut für Agrartechnik und Bioökonomie e.V. (ATB)
Max-Eyth-Allee 100 | 14469 Potsdam | Germany
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schlüsselfertiges, nachhaltiges Rechenzentrumsmodul in Holzbauweise 
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14469 Potsdam
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Eignungskriterien sind den Vergabeunterlagen zu entnehmen

Zuschlagskriterien Zuschlagkriterium Preis
mehrere Zuschlagskriterien – siehe Vergabeunterlagen 

Angebotsabgabe elektronisch in Textform
elektronisch mit fortgeschrittener Signatur
elektronisch mit qualifizierter Signatur

Bitte reichen Sie Ihr Angebot sowie alle geforderten Anlagen und Nachweise elektronisch über
den Vergabemarktplatz Brandenburg ein. Die Angebote sind mit einer Signatur zu versehen. Bei
Verwendung der Textform sind der Bieter und die natürliche Person, die die Erklärung abgibt, zu
benennen.
Bitte nutzen Sie zur Abgabe das Bietertool auf dem Vergabemarktplatz Brandenburg. Weitere Informatio-
nen zur Nutzung des Systems finden Sie auch im Service und Support Center
unter: http://support.cosinex.de

Das vollständige Angebot muss bis zum Ende der Angebotsfrist eingegangen sein.
Etwaige Änderungen bzw. Berichtigungen des Angebots sind bis zum Ende der Angebotsfrist in
entspre-chender Form wie das Angebot einzureichen. Bis zum Ende der Angebotsfrist kann das
Angebot schrift-lich oder in Textform zurückgezogen werden. Danach sind Sie bis zum Ablauf der
Bindefrist an Ihr Ange-bot gebunden. Das Angebot ist nicht berücksichtigt worden, wenn bis zum Ablauf
der Bindefrist kein Auf-trag erteilt wird.

Mit dem Angebot einzureichende Unterlagen, Nachweise oder Erklärungen
Angebotsschreiben (Formblatt 633 verwenden)
Angebotsausführungen / Spezifizierter Leistungsumfang
Angaben zu Referenzen mit Ansprechpartner (Kontaktdaten)
Referenzliste (Vordruck verwenden)
Eigenerklärungen (Vordruck verwenden)
Vereinbarung Einhaltung der Mindestanforderungen Bbg Vergabegesetz (Vordruck verwenden)
Datenblätter, Zertifikate, Konformitätserklärung der angebotenen Produkte

Erklärung Bieter-/ Arbeitsgemeinschaft (Formblatt 234 verwenden) 
Verzeichnis der Leistungen/ Kapazitäten anderer Unternehmen (Formblatt 235)

Folgende Nachweise sind auf gesondertes Verlangen der Vergabestelle vorzulegen 

 Handelsregisterauszug / Kopie Gewerbeanmeldung der Betriebsstätte (nicht älter als 12 Monate)
 Bestätigung Betriebshaftpflichtversicherung / adäquate Industriehaftpflicht (nicht älter als 12 Monate)
 Unbedenklichkeitsbescheinigung der Berufsgenossenschaft (nicht älter als 12 Monate) 
 Unbedenklichkeitsbescheinigung der Tariflichen Sozialkasse / Finanzamtes (nicht älter als 12 Monate) 

Der Auftraggeber wird ab einer Auftragssumme von mehr als 30.000 € für den Bieter, der den Zuschlag 
erhalten soll, zur Bestätigung der Erklärung (Angebotsschreiben Nummer 5) einen Auszug aus dem 

register anfordern.

Bei nichtdeutschen Nachweisen und Belegen ist eine Übersetzung in die deutsche Sprache
beizufügen. Sie ist der für die Beurteilung des Inhalts einer abgegebenen Erklärung maßgebliche Text.

Behörde, an die sich der Bewerber oder Bieter zur Nachprüfung behaupteter Verstöße gegen
die Vergabebestimmungen wenden kann:
Vergabekammer (§ 156 GWB): 

Vergabekammer des Landes Brandenburg
beim Ministerium für Wirtschaft
Heinrich-Mann-Allee 107 
14473 Potsdam 
Tel: 0331/ 866 1719 / Fax: 0331/ 866 1652 

■

■

■

Formblatt 248 - Erklärung zur Verwendung von Holzprodukten
ANLAGE-Eigenerklärung-VO-2022-833-Russland Sanktionen
CSX-59-Eigenerklärung-Informationen-zum-Bieter (beigefügter Vordruck)
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Datenschutzklausel gem. DSGVO Art.6 Abs.1 b: von Ihnen erbetene personenbezogenen Angaben 
werden im Rahmen des Vergabeverfahrens gemäß den gesetzlichen Richtlinien erhoben und ver-
arbeitet. Ihre Angaben sind Voraussetzung für die Berücksichtigung Ihres Angebotes.

Mit freundlichen Grüßen
Beschaffung
Leibniz-Institut für Agrartechnik und Bioökonomie e.V. (ATB)

Anlagen:

A) die beim Bieter verbleiben und im Vergabeverfahren zu beachten sind
632EU Bewerbungsbedingungen EU

Information nach EU-Datenschutzgrundverordnung (DSGVO)
Liste der mit dem Angebot einzureichenden Unterlagen

B) die beim Bieter verbleiben und Vertragsbestandteil werden
635 Zusätzliche Vertragsbedingungen
634 Besondere Vertragsbedingungen
5.1 EU Ergänzende Vergabebedingung BbgVergG
5.2 EU Vertragsbedingungen Lohngleit- und Preisanpassungsklausel

Leistungsbeschreibung

C) die, soweit erforderlich, ausgefüllt mit dem Angebot einzureichen sind
633 Angebotsschreiben

Referenzliste

234
235

Eigenerklärung (Vordruck) 
Vereinbarung Einhaltung Mindestanforderungen Bbg Vergabegesetz (Vordruck)

D) die ausgefüllt auf gesondertes Verlangen der Vergabestelle einzureichen sind
236 Verpflichtungserklärung anderer Unternehmen

✔

✔

✔

✔

✔

✔

sofern zutreffend - Vereinbarung Nachunternehmer Mindestanforderungen Bbg VgG

Formblatt 248 - Erklärung zur Verwendung von Holzprodukten

ANLAGE-Eigenerklärung-VO-2022-833-Russland Sanktionen

✔

✔

✔

✔

✔

✔

✔

✔

✔
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(VgV - Bewerbungsbedingungen EU) 

Bewerbungsbedingungen für die Vergabe von Leistungen
Das Vergabeverfahren erfolgt nach der Vergabeverordnung (VgV).

1 Mitteilung von Unklarheiten in den Vergabeunterlagen
Enthalten die Vergabeunterlagen nach Auffassung des Unternehmens Unklarheiten,
Unvollständigkeiten oder Fehler, so hat es unverzüglich die Vergabestelle vor Angebotsabgabe in
Textform darauf hinzuweisen.

2 Unzulässige    Wettbewerbsbeschränkungen
Angebote von Bietern, die sich im Zusammenhang mit diesem Vergabeverfahren an einer 
unzulässigen Wettbewerbsbeschränkung beteiligen, werden ausgeschlossen.
Zur Bekämpfung von Wettbewerbsbeschränkungen hat der Bieter auf Verlangen Auskünfte darüber
zu geben, ob und auf welche Art er wirtschaftlich und rechtlich mit Unternehmen verbunden ist. 

3 Angebot
3.1 Das Angebot ist in deutscher Sprache abzufassen.

3.2 Für das Angebot sind die von der Vergabestelle vorgegebenen Vordrucke zu verwenden. Das
Angebot ist bis zu dem von der Vergabestelle angegebenen Ablauf der Angebotsfrist einzureichen.
Ein nicht form- oder fristgerecht eingereichtes Angebot wird ausgeschlossen.

3.3 Eine selbst gefertigte Abschrift oder Kurzfassung des Leistungsverzeichnisses ist zulässig. 

Die von der Vergabestelle vorgegebene Langfassung des Leistungsverzeichnisses ist allein
verbindlich. 

3.4 Unterlagen, die von der Vergabestelle nach Angebotsabgabe verlangt werden, sind zu dem von der
Vergabestelle bestimmten Zeitpunkt einzureichen.

3.5 Alle Eintragungen müssen dokumentenecht sein.

3.6 Ein Bieter, der in seinem Angebot die von ihm tatsächlich für einzelne Leistungspositionen
geforderten  Einheitspreise auf verschiedene Einheitspreise anderer Leistungspositionen verteilt, 
benennt nicht  die  von ihm geforderten Preise. Deshalb  werden Angebote, bei  denen der
Bieter  die Einheitspreise einzelner Leistungspositionen in „Mischkalkulationen“ auf andere
Leistungspositionen umlegt, von der Wertung ausgeschlossen.

3.7 Alle Preise sind in Euro mit höchstens drei Nachkommastellen anzugeben.

Die Preise (Einheitspreise, Pauschalpreise, Verrechnungssätze usw.) sind ohne Umsatzsteuer an-
zugeben. Der Umsatzsteuerbetrag ist unter Zugrundelegung des geltenden Steuersatzes am
Schluss des Angebotes hinzuzufügen.
Es werden nur Preisnachlässe gewertet, die 
- ohne Bedingungen als Vomhundertsatz auf die Abrechnungssumme gewährt werden
und
- an der im Angebotsschreiben bezeichneten Stelle aufgeführt sind.
Nicht zu wertende Preisnachlässe bleiben Inhalt des Angebotes und werden im Fall der 
Auftragserteilung Vertragsinhalt. 

4 Nebenangebote
4.1 Nebenangebote müssen die geforderten Mindestanforderungen erfüllen; dies ist mit

Angebotsabgabe nachzuweisen.

4.2 Der Bieter hat  die  in  Nebenangeboten  enthaltenen Leistungen eindeutig  und  erschöpfend  zu
beschreiben; die Gliederung des Leistungsverzeichnisses ist, soweit möglich, beizubehalten.

Nebenangebote müssen alle Leistungen umfassen, die zu einer einwandfreien Ausführung der
Leistung erforderlich sind.
Soweit der Bieter eine Leistung anbietet, deren Ausführung nicht in den Vergabeunterlagen geregelt
ist, hat er im Angebot entsprechende Angaben über Ausführung und Beschaffenheit dieser Leistung
zu machen.
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(VgV - Bewerbungsbedingungen EU)

4.3 Nebenangebote sind, soweit sie Teilleistungen (Positionen) des Leistungsverzeichnisses
beeinflussen (ändern, ersetzen, entfallen lassen, zusätzlich erfordern), nach Mengenansätzen und
Einzel- preisen aufzugliedern (auch bei Vergütung durch Pauschalsumme).

4.4 Nebenangebote, die den Nummern 4.1 bis 4.3 nicht entsprechen, werden von der Wertung
ausgeschlossen.

5 Bietergemeinschaften
5.1 Die Bietergemeinschaft hat mit ihrem Angebot eine Erklärung aller Mitglieder in Textform

abzugeben,

- in der die Bildung einer Arbeitsgemeinschaft im Auftragsfall erklärt ist,
- in der alle Mitglieder aufgeführt sind und der für die Durchführung des Vertrags bevollmächtigte

Vertreter bezeichnet ist,
- dass der bevollmächtigte Vertreter die Mitglieder gegenüber dem Auftraggeber rechtsverbindlich

vertritt,
- dass alle Mitglieder als Gesamtschuldner haften.
Auf Verlangen der Vergabestelle ist eine von allen Mitgliedern unterzeichnete bzw. fortgeschritten
oder qualifiziert signierte Erklärung abzugeben.

5.2 Sofern nicht im offenen Verfahren ausgeschrieben wird, werden Angebote von
Bietergemeinschaften, die sich erst nach der Aufforderung zur Angebotsabgabe aus aufgeforderten
Unternehmern gebildet haben, nicht zugelassen.

6 Kapazitäten anderer Unternehmen (Unteraufträge, Eignungsleihe)
Beabsichtigt der Bieter, Teile der Leistung von anderen Unternehmen ausführen zu lassen oder sich
bei der Erfüllung eines Auftrages im Hinblick auf die erforderliche wirtschaftliche, finanzielle,
technische oder berufliche Leistungsfähigkeit anderer Unternehmen zu bedienen, so muss er die
hierfür vorgesehenen Leistungen/Kapazitäten in seinem Angebot benennen. Der Bieter hat auf
gesondertes Verlangen der Vergabestelle zu einem von ihr bestimmten Zeitpunkt nachzuweisen,
dass ihm die erforderlichen Kapazitäten der anderen Unternehmen zur Verfügung stehen und diese
Unternehmen geeignet sind. Er hat den Namen, den gesetzlichen Vertreter sowie die Kontaktdaten
dieser Unternehmen anzugeben und entsprechende Verpflichtungserklärungen dieser Unternehmen
vorzulegen.
Nimmt der Bieter in Hinblick auf die Kriterien für die wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit
im Rahmen einer Eignungsleihe die Kapazitäten anderer Unternehmen in Anspruch, müssen diese
gemeinsam für die Auftragsausführung haften; die Haftungserklärung ist gleichzeitig mit der
Verpflichtungserklärung abzugeben.
Der Bieter hat andere Unternehmen, bei denen Ausschlussgründe vorliegen oder die das
entsprechende Eignungskriterium nicht erfüllen, innerhalb einer von der Vergabestelle gesetzten
Frist zu ersetzen.

7 Eignung
Unternehmen haben als Nachweis der Eignung für die zu vergebende Leistung mit dem Angebot
- Entweder die in der Auftragsbekanntmachung oder der Aufforderung zur

Interessensbestätigung angegebenen Unterlagen (Eigenerklärungen, Angaben,
Bescheinigungen und sonstige Nachweise)

- Oder eine Einheitliche Europäische Eigenerklärung (EEE) als vorläufigen Nachweis
vorzulegen.
Bei Einsatz von anderen Unternehmen gemäß Nummer 6 sind auf gesondertes Verlangen die
Unterlagen/die EEE auch für diese abzugeben.
Gelangt das Angebot in die engere Wahl, sind Eigenerklärungen (auch die der benannten anderen
Unternehmen) auf gesondertes Verlangen durch Vorlage der genannten Bescheinigungen
zuständiger Stellen zu bestätigen. Bescheinigungen, die nicht in deutscher Sprache abgefasst sind,
ist eine Übersetzung in die deutsche Sprache beizufügen.
Die Verpflichtung zur Vorlage von Eigenerklärungen und Bescheinigungen entfällt, soweit die
Eignung (Bieter und benannte andere Unternehmen) bereits im Teilnahmewettbewerb
nachgewiesen ist.
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(Besondere Vertragsbedingungen – Liefer-/Dienstleistungen)
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Leistung

BESONDERE VERTRAGSBEDINGUNGEN

Die §§ beziehen sich auf die Allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Leistungen (VOL/B).

1 Ausführungsfristen
Beginn

Ende der Ausführung 

2 Rechnungen (§ 15)
Alle Rechnungen sind beim Auftraggeber

1-fach einzureichen

3 Zahlungsbedingungen (§ 17)
Es gilt eine Zahlungsfrist von 30 Tagen netto, sofern nichts anderes vereinbart ist, ggf. 
unter Berücksichtigung angebotener Skonti.

4 Weitere Besondere Vertragsbedingungen

Vergabenummer  2026-27-860-9912
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(Zusätzliche  Vertragsbedingungen – Liefer-/Dienstleistungen)
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Zusätzliche Vertragsbedingungen für die Ausführung von Leistungen

1 Art und Umfang der Leistungen (§ 1 VOL/B)
Die vereinbarten Preise enthalten auch die Kosten für Verpackung, Aufladen,
Beförderung bis zur Anlieferungs- oder Annahmestelle und Abladen, wenn in der 
Leistungsbeschreibung nichts anderes angegeben ist. 
Der Auftragnehmer hat Packstoffe zurückzunehmen und ggf. auf seine Kosten zu
beseitigen. Etwaige Patentgebühren und Lizenzvergütungen sind durch den Preis für die 
Leistung abgegolten.

2 Änderung der Leistung (§ 2 Nummer 3 VOL/B)
2.1 Beansprucht der Auftragnehmer aufgrund von § 2 Nummer 3 eine erhöhte Vergütung,

muss er dies dem Auftraggeber unverzüglich - möglichst vor Ausführung der Leistung und
möglichst der Höhe nach - schriftlich mitteilen.

2.2 Der Auftragnehmer hat auf Verlangen die durch die Änderung der Leistung bedingten
Mehr- oder Minderkosten nachzuweisen.

3 Ausführung der Leistung (§ 4 VOL/B)
Der Auftraggeber kann sich über die vertragsgemäße Ausführung der Leistung 
unterrichten.

4 Güteprüfung (§ 12 Nummer 2 VOL/B)
Verlangt der Auftraggeber eine im Vertrag nicht vereinbarte Güteprüfung, werden dem 
Auftragnehmer die dadurch entstandenen Kosten erstattet. 

5 Abnahme (§ 13 VOL/B)
5.1 Die Lieferung oder Leistung wird förmlich abgenommen.
5.2 Die Gefahr geht, wenn nichts anderes vereinbart ist, auf den Auftraggeber über 

- bei Lieferleistungen mit der Übernahme an der
Anlieferungsstelle,

- bei Aufbauleistungen mit der
Abnahme.

6 Mängelansprüche (§ 14 VOL/B)
Die Verjährungsfrist für Mängelansprüche beginnt mit der Abnahme der
Leistung.

7 Rechnungen (§§ 15 und 17 VOL/B)
7.1 Die Rechnungen sind mit den Vertragspreisen ohne Umsatzsteuer  (Nettopreise) 

aufzustellen; der Umsatzsteuerbetrag ist am Schluss der Rechnung mit dem Steuersatz 
einzusetzen, der zum Zeitpunkt des Entstehens der Steuer, bei Schlussrechnungen zum
Zeitpunkt des Bewirkens der Leistung gilt. 
Beim Überschreiten von Vertragsfristen, die der Auftragnehmer zu vertreten hat, wird die 
Differenz zwischen dem aktuellen Umsatzsteuerbetrag und dem bei Fristablauf
maßgebenden Umsatzsteuer- betrag nicht erstattet. 
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7.2 In jeder Rechnung sind Umfang und Wert aller bisherigen Leistungen und die bereits 
erhaltenen Zahlungen mit gesondertem Ausweis der darin enthaltenen Umsatzsteuerbeträge
anzugeben.

8 Leistungen nach Stundenverrechnungssätzen (§ 16 VOL/B)
Der Auftragnehmer hat über Leistungen nach Stundenverrechnungssätzen arbeitstäglich 
Listen in zweifacher Ausfertigung einzureichen. Diese müssen 
- das Datum,
- die genaue Bezeichnung des Ausführungsortes,
- die Art der Leistung,
- die Namen der Arbeitskräfte und deren Berufs-, Lohn- oder Gehaltsgruppe,
- die geleisteten Arbeitsstunden je Arbeitskraft, ggf. aufgegliedert nach Mehr-,

Nacht-, Sonntags- und Feiertagsarbeit, sowie nach im Verrechnungssatz nicht
enthaltenen Erschwernissen und

- die Gerätekenngrößen enthalten.

Rechnungen über Stundenverrechnungssätze müssen entsprechend den Listen 
aufgegliedert werden. Die Originale der Listen behält der Auftraggeber, die bescheinigten 
Durchschriften erhält der Auftragnehmer



Bezeichnung der Dienstleistung:

234
(Erklärung Bieter-/Arbeitsgemeinschaft)

Vergabenummer Leistung

Erklärung der Bieter- /Arbeitsgemeinschaft

Wir, die nachstehend aufgeführten Unternehmen einer Bietergemeinschaft,

Bevollmächtigter Vertreter

Mitglied

USt-ID:

Weitere Mitglieder

Mitglied

USt-ID:

Mitglied

USt-ID:

Mitglied

USt-ID:

beschließen, im Falle der Auftragserteilung eine Arbeitsgemeinschaft zu bilden und erklären1, dass der be-
vollmächtigte Vertreter die Mitglieder gegenüber dem Auftraggeber rechtsverbindlich vertritt, zur Entgegen-
nahme der Zahlungen mit befreiender Wirkung berechtigt ist und alle Mitglieder als Gesamtschuldner haften.

Ort Datum

Ort Datum

Ort Datum

Ort Datum

1 Die Bietergemeinschaft hat mit ihrem Angebot eine Erklärung aller Mitglieder in Textform abzugeben,
Auf Verlangen der Vergabestelle ist eine von allen Mitgliedern unterzeichnete bzw. fortgeschritten oder qualifiziert signierte
Erklärung abzugeben.
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2026-27-860-9912 schlüsselfertiges, nachhaltiges Rechenzentrumsmodul in Holzbauweise 
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(Verzeichnis der Leistungen / Kapazitäten anderer Unternehmen)

VHB - Bund - Ausgabe 2017

Bieter Vergabenummer Datum

Leistung

Ergänzung des Angebotsschreibens

Verzeichnis über Art und Umfang der Leistungen, für die sich der Bieter der Kapazitäten anderer 
Unternehmen bedienen wird

Zur Ausführung der im Angebot enthaltenen Leistungen benenne ich Art und Umfang der Teilleistungen, für
die ich mich/wir uns anderer Unternehmen bedienen werde(n).

OZ/Leistungsbereich Beschreibung der Teilleistungen

In Hinsicht auf meine/unsere wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit

Name des Unternehmens Angabe zu der von diesem Unternehmen überlassenen
Eignung

Seite 1 von 1
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schlüsselfertiges, nachhaltiges Rechenzentrumsmodul in Holzbauweise 
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(Verpflichtungserklärung anderer Unternehmen)

Bewerber/Bieter Vergabenummer Datum

Leistung

Name, gesetzlicher Vertreter, Kontaktdaten des sich verpflichtenden Unternehmens

Verpflichtungserklärung anderer Unternehmen

Ich/Wir verpflichte(n) mich/uns gegenüber dem Auftraggeber, im Falle der Auftragsvergabe an den o.g. 
Bewerber/Bieter diesem mit den erforderlichen Kapazitäten meines/unseres Unternehmens für den/die 
nachfolgenden Leistungsbereich(e) zur Verfügung zu stehen.

OZ/Leistungsbereich Beschreibung der (Teil)Leistungen

(Datum

Der Bewerber bzw. Bieter nimmt zum Nachweis seiner Eignung die wirtschaftliche und finanzielle 
Leistungsfähigkeit meines/unseres Unternehmens in Anspruch. Ich/Wir verpflichte(n) mich/uns 
gegenüber dem Auftraggeber, im Falle der Auftragsvergabe an den o.g. Bewerber/Bieter mit diesem 
gemeinsam für die Auftragsausführung zu haften.1

(

Anmerkung: Sofern Verpflichtungserklärungen in Kopie oder als Telefax vorgelegt werden, behält sich die
Vergabestelle vor, die Originale zu verlangen.

1 Diese Erklärung muss abgegeben werden, wenn sie in den Teilnahmebedingungen gefordert ist. 
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schlüsselfertiges, nachhaltiges Rechenzentrumsmodul in Holzbauweise 



VHB-Bbg  Formular 5.4 EU 
Stand: 12/2025 Vereinbarung Mindestanforderungen NU/ Verleiher BbgVergG 

1 

Name bzw. Firmenbezeichnung des Bieters Ort, Datum 

Anschrift 

Vereinbarung zwischen dem Bieter/ Auftragnehmer/ Nachunternehmer/ Verleiher von Arbeitskräf-
ten und (ggf. weiteren) Nachunternehmer oder Verleiher zur Einhaltung der Mindestanforderun-
gen nach dem Brandenburgischen Vergabegesetz 
Lieferung/Leistung von 

Aufforderung zur Abgabe eines Angebotes vom 

1. Vergütung der Arbeitsleistung der Beschäftigten

Den bei der Ausführung der Leistungen Beschäftigten wird für den Einsatz im Rahmen dieses Auftrags 
mindestens das nach § 6 Abs. 2 des Brandenburgischen Vergabegesetzes geltende Bruttoentgelt gerech-
net auf die Arbeitsstunde bezahlt. Das Mindestentgelt entspricht dabei dem regelmäßig gezahlten Grund-
entgelt für eine Zeitstunde, ohne Sonderzahlungen, Zulagen oder Zuschläge.  

Das gilt nicht, wenn für die zu beschaffenden Leistungen bereits durch das Mindestlohngesetz, aufgrund 
des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes oder durch andere gesetzliche Bestimmungen über Mindestentgelte 
im Sinne des § 2 Absatz 6 des Brandenburgischen Vergabegesetzes ein Mindestentgelt definiert ist, wel-
ches das Mindestarbeitsentgelt gemäß § 6 Absatz 2 des Brandenburgischen Vergabegesetzes erreicht 
oder übersteigt. 

- Lieferleistung:

Bei einer Lieferleistung gilt dies für die mit der Anlieferung zusammenhängenden Leistungen, insbesonde-
re Transport, Aufstellung, Montage und Einweisung zur Benutzung. Mit dem Vertrag über die Lieferung 
bereits beauftragte spätere Dienstleistungen, wie Serviceleistungen am Liefergegenstand unterfallen 
ebenfalls dieser Vereinbarung. 

Das derzeit gültige Mindestentgelt nach § 6 Absatz 2 
des Brandenburgischen Vergabegesetzes beträgt  13,00 Euro brutto. 
Der nach dem Mindestlohngesetz (MiLoG) ab dem  
1. Januar 2026 gültige Bundes-Mindestlohn beträgt 13,90 Euro brutto. 

- Längerfristige Verträge:

Bei längerfristigen Verträgen ist eine ggf. vereinbarte Lohngleitklausel auch auf den Fall der Erhöhung des 
Mindestarbeitsentgelts auf Grundlage des § 6 Absatz 2 Brandenburgisches Vergabegesetz unter den für 
die Lohngleitung sonst geltenden Voraussetzungen und der tatsächlichen Erhöhung des Arbeitsentgelts 
für die Beschäftigten anwendbar. 

schlüsselfertiges, nachhaltiges Rechenzentrumsmodul in Holzbauweise 
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Solange der Bundes-Mindestlohn nach dem Mindestlohngesetz höher ist, als das Mindestentgelt nach 
dem Brandenburgischen Vergabegesetz, finden die nachstehenden, aus der Mindestentgeltverpflichtung 
des Brandenburgischen Vergabegesetzes resultierenden Regelungen keine Anwendung. Sie finden dann 
wieder Anwendung, sobald das Mindestentgelt nach dem Brandenburgischen Vergabegesetz den Bun-
des-Mindestlohn nach dem Mindestlohngesetz übersteigt.  

2. Entgeltnachweise und Stichprobenkontrollen

Soweit meine/unsere Leistungen betroffen sind, werde ich meinen/unseren Vertragspartner bei der Erfül-
lung der Vorlagepflicht von anonymisierten (§ 3 Brandenburgisches Datenschutzgesetz) oder pseudony-
misierten (Artikel 4 Nummer 5 EU-Datenschutz-Grundverordnung) Lohn- und Gehaltsabrechnungen in 
Verbindung mit einer Rechnung über die Leistung unterstützen. Der Zusammengehörigkeit der Belege zur 
selben Person muss erkennbar sein. 

Ich/Wir (Nachunternehmer/Verleiher) verpflichte(n) mich/uns gegenüber   (Auf-
tragnehmer) mit Wirkung zugunsten   (öffentlicher Auftraggeber), dem eigenen 
Auftraggeber und dem öffentlichen Auftraggeber zur Durchführung von Stichprobenkontrollen Einblick in 
die Lohn- und Gehaltsabrechnungen zu geben. Das Einverständnis meiner/unserer von mir/uns eingesetz-
ten Arbeitnehmer zu der Vorlage der Lohn- und Gehaltsabrechnungen und Überprüfung der vorgelegten 
Abrechnungen werde(n) ich/wir einholen. Die Unterlagen können pseudonymisiert sein, wenn deren Zu-
sammengehörigkeit erkennbar ist. Zu Kontrollen darf der eigene Auftraggeber und der öffentliche Auf-
traggeber oder eine von diesem beauftragte Person meine/unsere betrieblichen Grundstücke und Räume 
betreten und Beschäftigte meines/unseres Unternehmens über den Einsatz beim Auftraggeber und die 
Arbeitsentgelthöhe und –zahlung befragen. 

3. Entgeltzahlung an Beschäftigte

Ich/Wir verpflichte(n) mich/uns, Löhne und Gehälter aller – auch der im Ausland ansässigen - Beschäftig-
ter mindestens monatlich über Gehaltskonten zu überweisen und vollständige, prüffähige, deutschspra-
chige Unterlagen über die Beschäftigungsverhältnisse und Überweisungsbelege bereitzuhalten und auf 
Wunsch des Auftraggebers oder des öffentlichen Auftraggebers im jeweiligen Büro des Auftraggebers 
oder öffentlichen Auftraggebers vorzulegen, werktags außer samstags zwischen 8 Uhr und 17 Uhr, freitags 
bis 14 Uhr den Zugang zu meinen/unseren Geschäftsräumen und die Einsichtnahme in die Unterlagen 
über die Beschäftigungsverhältnisse und Überweisungsbelege zu gestatten und diese oder im Beisein 
einer auftraggeberseitigen Person gefertigte Kopien auf Verlangen gegen Quittung zu überlassen. Die 
Nachweise können pseudonymisiert sein, wenn die Zusammengehörigkeit erkennbar ist. 

4. Weitere Nachunternehmer und Verleiher

Ich/Wir verpflichte(n) mich/uns, weitere Nachunternehmer nur unter der Voraussetzung zu beauftragen, 
dass der Nachunternehmer eine gleich lautende Erklärung mir/uns gegenüber abgibt und gleich lautende 
Erklärungen evt. weiterer von ihm oder seinen Nachunternehmern eingesetzten Nachunternehmern vor-
legt. Dasselbe gilt sinngemäß für Verleiher von Arbeitskräften. 

5. Verstöße, Auftragssperren und Vertragsstrafen

Mir/Uns ist bekannt, dass der Auftraggeber Verstöße gegen das Arbeitnehmer-Entsendegesetz und Ver-
stöße gegen das Mindestlohngesetz an die zuständige Zollbehörde meldet. Es ist auch bekannt, dass der 
Auftraggeber bei Verstößen gegen die in diesem Angebotsteil enthaltene vertragliche Pflichten über ei-
nen Ausschluss vom Wettbewerb bis zu drei Jahren entscheiden und diesen zu einer zentralen Sperrliste 
melden kann, aus der brandenburgische Auftraggeber Auskunft über die Eintragung erhalten. Es besteht 
die Möglichkeit durch eine „Selbstreinigung“ eine Kürzung der Sperrdauer oder eine Aufhebung der Sper-
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re zu erreichen. Änderungen an den Eintragungen sind gegenüber dem Auftraggeber geltend zu machen, 
der die Eintragung bewirkt hat. 

Ich/Wir verpflichte(n) mich/uns, für jeden nachgewiesenen schuldhaften Fall der entgegen den Verpflich-
tungen aus Ziffer 1 erfolgten Entgeltverkürzung gegenüber einem/einer von meinem / unseren Unter-
nehmen bei der Leistungserbringung Beschäftigten oder Verstöße gegen die Pflicht zur Duldung von 
Kontrollen an den Auftraggeber eine Vertragsstrafe in Höhe von 1 % der Auftragssumme, maximal 
25 000 Euro, bei mehreren Verstößen insgesamt höchstens 5 % der Auftragssumme, maximal 
250 000 Euro, zu zahlen. Dabei stellen Verstöße gegen Arbeitsentgeltzahlungspflichten je Beschäftigter/n 
und Monat einen Fall dar. Verstöße gegen die Pflicht zur Duldung von Stichprobenkontrollen bilden 
ebenso einen Fall. 
Bei Vorliegen der Voraussetzungen nach Satz 1 dieser Vereinbarung erwirbt  
(öffentlicher Auftraggeber) unmittelbar das Recht, die verwirkte Vertragsstrafe von mir/uns zu fordern. 

- Verstöße von weiteren Nachunternehmern und Verleihern

Ich/Wir verpflichte(n) mich/uns, Nachunternehmer oder Verleiher nur unter der Voraussetzung zu beauf-
tragen, dass der Nachunternehmer oder Verleiher sich gemäß demselben Vereinbarungstext mir/uns ge-
genüber mit Wirkung zugunsten des Auftraggebers verpflichtet, für jeden nachgewiesenen schuldhaften 
Fall der entgegen den Verpflichtungen aus Ziffer 1 erfolgten Entgeltverkürzung gegenüber einem/einer in 
seinem Unternehmen Beschäftigten oder Verstöße gegen die Pflicht zur Duldung von Kontrollen an den 
Auftraggeber eine Vertragsstrafe in Höhe von 1 % der Auftragssumme, maximal 25 000 Euro, bei mehre-
ren Verstößen insgesamt höchstens 5 % der Auftragssumme, maximal 250 000 Euro, zu zahlen. Dabei 
stellen Verstöße gegen Arbeitsentgeltzahlungspflichten je Beschäftigter/n und Monat einen Fall dar. Ver-
stöße gegen die Duldung von Stichprobenkontrollen bilden ebenso einen Fall. Entsprechende Erklärungen 
lege ich auch von weiteren Nachunternehmern oder Verleihern vor. 

6. Kündigungsrecht

Ich/wir räume/n dem eigenen Auftraggeber ein Kündigungsrecht für den Fall der Verletzung mei-
ner/unserer in diesem Angebotsteil begründeten Verpflichtungen ein. 

____________________________________________________ _______________________________________ 
(
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Vertragsbedingungen Lohngleit- und Preisanpassungsklausel 

1. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, seinen bei der Erfüllung von Leistungen des Auftrags
eingesetzten Beschäftigten das jeweils geltende Mindestarbeitsentgelt im Sinne von § 6 Absatz 2
des Brandenburgischen Vergabegesetzes zu zahlen, soweit für die zu beschaffenden Leistungen
nicht bereits durch das Mindestlohngesetz, aufgrund des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes oder
durch andere gesetzliche Bestimmungen über Mindestentgelte im Sinne des § 2 Absatz 6 des
Brandenburgischen Vergabegesetzes ein Mindestentgelt definiert ist, welches das
Mindestarbeitsentgelt gemäß § 6 Absatz 2 des Brandenburgischen Vergabegesetzes erreicht oder
übersteigt.

2. Mehraufwendungen des Auftragnehmers für Löhne und Gehälter werden erstattet, wenn sich der
maßgebende Entgeltsatz durch eine Anpassung des Entgeltsatzes in Folge einer Änderung des § 6
Absatz 2 des Brandenburgischen Vergabegesetzes erhöht.

3. Durch die sich unter Berücksichtigung des geänderten Mindestarbeitsentgelts ergebende
Änderung der Vergütung der vertraglich vereinbarten Leistung(en) sind alle unmittelbaren und
mittelbaren Mehraufwendungen einschließlich derjenigen, die durch Änderungen der gesetzlichen
Sozialaufwendungen entstehen, abgegolten.

4. Der vereinbarte Änderungssatz gilt unabhängig davon, ob sich Art und Umfang der Leistungen
ändern.

5. Der Wert der bis zum Tage der Anpassung des Mindestarbeitsentgelts des § 6 Absatz 2 des
Brandenburgischen Vergabegesetzes erbrachten Leistungen (Leistungsstand) ist unverzüglich
durch eine gemeinsame Feststellung durch Auftraggeber und Auftragnehmer – zumindest mit dem
Genauigkeitsgrad einer geprüften Abschlagsrechnung – festzustellen. Dabei sind alle bis zu diesem
Zeitpunkt – gegebenenfalls auch nur teilweise – erbrachten Leistungen zu berücksichtigen.

6. Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber die Lohnänderung rechtzeitig schriftlich anzuzeigen und
alle zur Prüfung des Leistungsstandes erforderlichen Nachweise zu erbringen.

7. Vermeidbare Mehraufwendungen werden nicht erstattet. Vermeidbar sind insbesondere
Mehraufwendungen, die dadurch entstehen, dass der Auftragnehmer Vertragsfristen überschritten
oder die Ausführung der Leistung nicht angemessen gefördert hat.

8. Von den nach den Nummern 5 bis 7 ermittelten Mehraufwendungen wird nur der über 0,5% der
Abrechnungssumme (Vergütung für die insgesamt erbrachte Leistung) hinausgehende Teilbetrag
erstattet (Bagatell- und Selbstbeteiligungsklausel).

Dabei sind der Mehrbetrag ohne Umsatzsteuer, die Abrechnungssumme ohne die aufgrund von
Gleitklauseln zu erstattenden Beträge ohne Umsatzsteuer anzusetzen.

Ein Mehraufwand kann erst geltend gemacht werden, wenn der Bagatell- und
Selbstbeteiligungsbetrag überschritten ist; bis zur Feststellung der Abrechnungssumme wird 0,5%
der Auftragssumme zugrunde gelegt.


